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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 233/06 B 

 

 

 
………………………….. , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:   ..........................................................., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Fleischerei-Berufsgenossenschaft, 
Lortzingstraße 2, 55127 Mainz, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. November 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und   K r u s c h i n s k y 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 28. Juni 2006 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf die Zulassungsgründe der grundsätzlichen Bedeutung, der Divergenz und 

des Verfahrensmangels gestützte Beschwerde ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung 

entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 

festgelegten Form. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfor-

dern diese Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen 

Verfahrens, 4. Aufl, 2005, IX, RdNr 177 und 179 mwN). Daran mangelt es hier. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Sache grundsätzliche Be-

deutung hat. In der Beschwerdebegründung muss nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG diese grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtssache aufgezeigt werden. Hierzu ist zunächst darzulegen, wel-

cher bestimmten abstrakten Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung beigemessen wird (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 11). Denn die Zulassung der Revision erfolgt zur Klärung grundsätzlicher 

Rechtsfragen und nicht zur weiteren Entscheidung des Rechtsstreits. Die abstrakte 

Rechtsfrage ist klar zu formulieren, um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die begehrte 

Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, aaO, 

IX, RdNr 181). Dazu ist erforderlich, dass ausgeführt wird, ob die Klärung dieser Rechtsfrage 

grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat. Die Rechtsfrage darf sich 

nicht auf den Einzelfall in dem Sinne beschränken, ob das LSG nach unrichtigen rechtlichen 

Maßstäben entschieden habe (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; Krasney/Udsching, aaO, IX, 

RdNr 58). Weiter hat der Beschwerdeführer darzulegen, dass die Rechtsfrage 

klärungsbedürftig, also zweifelhaft, und klärungsfähig, mithin rechtserheblich ist, sodass hierzu 

eine Entscheidung des Revisionsgerichts zu erwarten ist (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 1; BSG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 16). Zur Klärungsfähigkeit gehört auch, dass die Rechtsfrage in einem 

nach erfolgter Zulassung durchgeführten Revisionsverfahren entscheidungserheblich ist (BSG 

Beschluss vom 11. September 1998 - B 2 U 188/98 B -).  

 

Die vom Kläger behauptete grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ist schon deswegen 

nicht hinreichend dargelegt, weil es an der Formulierung einer abstrakten Rechtsfrage mangelt. 

Obwohl der Kläger in der Beschwerdebegründung darlegt, dass durch die Verwendung des 

Begriffs der arbeitstechnischen Voraussetzungen eine Abkehr von der in der gesetzlichen Un-

fallversicherung herrschenden Kausalitätslehre herbeigeführt werde, ist diesen Ausführungen 

nicht mit hinreichender Deutlichkeit zu entnehmen, welcher abstrakten Rechtsfrage in Bezug 

auf den Streitgegenstand eine über den Einzelfall hinausreichende grundsätzliche Bedeutung 

zukommen könnte. 
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Soweit der Kläger einen Mangel des landessozialgerichtlichen Verfahrens rügt, ist die Be-

schwerde ebenfalls nicht zulässig. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, 

wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der 

§§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Be-

weiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von 

Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Zwar hat der Kläger vorgebracht, dass LSG hätte sich zur Befolgung seines im Schriftsatz vom 

19. Mai 2004 gestellten Antrages auf weitere Beweiserhebung gedrängt fühlen müssen. Mit 

diesem Vorbringen hat der Kläger indes einen Verfahrensfehler der Verletzung des § 103 SGG 

nicht schlüssig dargelegt. Es fehlt an der Bezeichnung eines berücksichtigungsfähigen Beweis-

antrages. Hinsichtlich eines solchen Beweisantrags entscheidet der Senat in ständiger Recht-

sprechung, dass es zumindest rechtskundig vertretenen Beteiligten obliegt, in der mündlichen 

Verhandlung des LSG alle diejenigen Anträge zur Niederschrift des Gerichts zu stellen, über die 

das Gericht entscheiden soll (vgl ua Beschlüsse des Senats vom 3. März 1997 - 2 BU 19/97 - 

und vom 26. Februar 2003 - B 2 U 409/02 B - sowie Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 

SozR 3-1500 § 160 Nr 6; Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 130). Sinn dieser Antragstellung ist 

es, zum Schluss der mündlichen Verhandlung darzustellen, welche Anträge nach dem Ergebnis 

der für die Entscheidung maßgeblichen mündlichen Verhandlung noch abschließend gestellt 

werden, mit denen sich das LSG dann im Urteil befassen muss, wenn es ihnen nicht folgt (BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 9, 29 und 31). Dass der Kläger in der mündlichen Verhandlung des LSG 

am 28. Juni 2006 einen prozessordnungsgerechten Beweisantrag gestellt habe, hat er nicht 

behauptet. 

 

Soweit der Kläger schließlich den Zulassungsgrund der Divergenz geltend macht, fehlt es an 

jeglichen Darlegungen dazu. 

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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